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. USA £ 0} is a photostat of an original 
document submitted in evidence by the United States 
Prosecution under this number, The Original document 
nas been withdrawn in accordance with Rule 10 of 
the International Military Tribunal, and to the 
best of my knowledge and belief is to be held at 


the National Archives, Washington D.G. 
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Betr.: Stellung des OKW gegenüber dem 
Generalbevollmächtigten für die 
Kriegswirtschaeft. uL 


Be — Komamiand ojache 


Die Auslegung, die der Generalbevollmichtigte 
für die Kriegswirtschaft dem Erlass des Führers und 
Reichskanzlers v. 4.2.38 in seinem Schreiben "GB 
Nr. 649/38 g.Rs. v. 31.3.38" gegenüber dem Herrn 
Reichsminister und Chef der Reichskanzlei gegeben 
hat, entspricht in keiner Weise den Notwendigkeiten 
der totalen Kriegfulhrung. 


Die Ansprüche, die die Kriegführung an die 
"irtschaft zu stellen hat, sind massgebend für die 
Mob.Vorbereitungen. Die Leistungen der Wirtschaft 
kommen aber nur dann voll zur Geltung, wenn diese 
Mob.Vorbereitungen nach einheitlichen Richtlinien 
geleitet werden. Diese Richtlinien müssen den Erfor- 
Aernissen der Landesverteidigung entsprechen. Sie 
bilden eine der wichtigsten Voraussetzungen für die 
Versorgung der Wehrmacht und damit für die Kampffü- 
higkeit der Truppe. 


Es muss deshalb gebeten werden, bei der beab- 
sichtigten Besprechung mit Herrn Generalfeldmarschall 
Goring die Auffassung zu vertreten, dass der 
‘G6.B. in allen mit der Versorgung der Wehrmacht im 
Kriege zusammenhängenden Fragen an die im allgemeinen 
Auftrage des Führers und Reichskanzlers ergehenden 
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Weisungen des OKW gebunden ist, und dass in Fragen 
untergeoräneter Bedeutung auf diesen Gebiete dem OKW 
bei Meinungsverschiedenheiten ein Entscheidungsrecht 
zusteht, ohne dass der Streitpunkt zur Entscheidung 

vor den Führer und Reichskanzler gebracht wird. Das 
Nebeneinanderarbeiten der mit wirtschaftlichen Mob. 
Vorarbeiten befassten Dienststellen der Wehrmacht und 
des Generalbevollmächtigten für die Kriegswirtschaft 
verhindert auf fast allen Gebieten die klare Übersicht. 
über das potential de guerre. 


Zur Begründung der Notwendigkeit des Weisungs- 
rechts wird auf folgende Einzelheiten hingewiesen: 


0 
Die Abhängigkeit des Rüstungssektors von 
dem übrigen Sektor der Wirtschaft und damit die gesam- 


te Mob.Bereitschaft macht erforderlich, dass Weisun- 
gen über Umfang und Tempo der Mob.Vorbereitungen durch 
OKW erteilt werden. | 


2.) 

Die Rüstungsindustrie richtet sich in ihrem 
Umfange nach dem Bedarf der Wehrmacht. Es muss daher 
im Interesse der Landesverteidigung dem OKW vorbe- 
halten bleiben zu entscheiden, inwieweit Betriebe zu 
R-Betrieben erklärt werden. Nach den gemachten Erfah- 
rungen sträuben sich jedoch die Aussenstellen des 
Reichswirtschaftsministeriuns vielfach gegen eine sol- 
che Erklärung zu R-Betrieben. 


EN] m | | 
Die Wehrwirtschaftsordnung, die die Zusan- 
menarbeit zwischen OKW und G.B. auf Grund des Reichs- 
verteidigungsgesetzes regeln soll, ist zwar von sei- 
ten der Wehrmacht, soweit es ohne Mitwirkung des G.B., 
möglich war, im Entwurf fertiggestellt. Dagegen hat 
der G.B. die Mitarbeit an dieser grundlegenden Vor- 
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schrift vorläufig abgelehnt. Obwohl eine klare Fest- 
legung der Zuständigkeiten der givilen und militüri- 
schen Dienststellen auf kriegswirtschaftlichem Ge- 
biet dringend der Regelung bedarf, ist die Weiterbe- 
arbeitung der Vorschrift durch das Verhalten des G.B. 
zunächst unmöglich geworden. 

4.) 

Die Verteilung der Gesamtbevölkerung (Wehr- 
machtbedarf und Arbeitseinsatz) muss vom Gesichts- 
punkt der Kriegführung aus entschieden werden. Nur 
OKW kann beurteilen, ob die Operationslage grósseren 
Einsatz an Menschen an der Front oder in der Kriegs- 
wirtschaft erforderlich macht. Der Einsatz der mensch- | 
lichen Arbeitskräfte im Kriege muss deshalb bereits 
friedensmässig unter der Kontrolle von OKW stehen. 


5.) 


Die Ernuhrungswirtschaft ist mitbestimmend 
für die Kampffühigkeit der Truppe und unter Umstünden 
ausschlaggebend für militärische Operationen. Genaue 
Kenntnis der Ernährungsbilanz und Mitwirkung von OKW 
bei Massnahmen der Ernährungswirtschaft sind daher 
bereits friedensmissig erforderlich. 


Bisher ist es nicht möglich gewesen, vom 
G.B. eine Kriegsernährungsbilanz oder auch nur eini- 
permassen zuverlässige Unterlagen über den notwendi- 
gen Nahrungsmittelbedarf der z4vilbevölkerung im Krie- 
ge zu erhalten, Solange kein Weisungsrecht besteht, 
werden diese Unterlagen nicht zu erhalten sein. 
으르 MEE | | 
Der Einsatz der Rohstoffe beeinflusst im 
Kriege entscheidend die Nachschublage der Wehrmacht, 
72) 
Das handelsübliche Gerät ist nur nach An- 
reisung von OKW sicherzustellen, da die Ausstattung 
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der Truppe und daher ihre Kampfbereitschaft davon 
abhängt. Hierzu muss OKW die Sinrichtungen der ge- 
werblichen Wirtschaft in dem Umfange heranziehen kön- 
nen, als es im Interesse der Landesverteidigung ge- 
boten erscheint. 


8.) 

Auf dem Gebiete der Transportmittel ist 
eine Binheitlichkeit unerlässlich. Bei einer in der 
letzten Zeit durchgeführten Transporterhebung wurde 
diese von den einzelnen Dienststellen des G.B. nach 
ganz verschiedenen Gesichtspunkten und nach einem 
anderen als bei den Werrwirtschaft-Jnspektionen üb- 
lichen Verfahren vorgenommen, sodass das Ergebnis 
kaum verwertbar ist. Das Weisungsrecht des OKW hätte 
dies verhindern können. 


9.) 

Pür den Mob.Fall fehlen zur Zeit im Reich 
etwa 40 000 Lastkreftwagen. Bei der Mobilmachung wird 
daher entweder die Wehrmacht nicht die notwendigen | 
Kraftfahrzeuge erhalten, oder es werden, Teile der 
Kriegswirtschaft zum Erliegen kommen, 18 die notwen- 
dirsten Transporte nicht gefahren werden können. Die 
Wehrmacht muss daher im Interesse ihrer Versorgung 
verlangen, dass der Wirtschaft die Beschaffung der 
fehlenden Lkw. durch steuerliche Erleichterungen und 
Zuweisung von Rohstoffen ermöglicht wird, 


OKW muss auf die Beschleunigung der beschaf- 
fung der fehlenden Lkw. Einfluss nehmen können, 

Die dem C.P. unterstehende Kriegswirtschaft 
stellt die wehrwirtschaftliche Ztappe der Rüstungs- 
industrie dar. Versapt diese Etappe, so ist die 
Schlagkraft der Wehrmecht in Frage gestellt. 


Das Unternehmen Otto hat zahlreiche Eeweise 
dafür erbracht, dass die Uneinheitlichkeit in der 
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Führung der Wirtschaft zu schweren Störungen führen 
wird, 


Der grösste Teil aller keibungspunkte und 
Schwierigkeiten wird sich ausschalten lassen, so” 
bald eindeutig festgelegt ist, dass der G.B. bei al- 
len Fragen der Versorgung der Wehrmacht den Weisun- 


gen des OKW zu entsprechen hat. 
f 
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